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Interreg-ProjektendrohtdasAus
Der Bundwill bei der grenzüberschreitendenKooperation sparen. Das hätte handfeste Folgen für die Region Basel.

Peter Schenk

DerBundmusssparen.Umnicht
in die roten Zahlen zu rutschen,
will erdenHaushalt 2027um2,7
Milliarden Franken und 2028
um 3,6 Milliarden Franken ent-
lasten. Betroffen davon ist auch
dieNeueRegionalpolitik (NRP),
über die in der Oberrhein-Re-
gion im Rahmen der Interreg-
Projekte die Zusammenarbeit
mit den Nachbarn finanziert
wird.

Generell beläuft sich das
Budget für das Interreg-Pro-
gramm2021bis 2027 auf insge-
samt479MillionenEuro.Fürdie
sieben Jahre übernimmt der
Bund davon 45 Millionen Fran-
ken, die Kantone knapp 47Mil-
lionen Franken. In ihrer Stel-
lungnahme zur Vernehmlas-
sung, die Anfang Mai endete,
urteilte die Regio Basiliensis:
«Der Schweizer Beitrag ist im
Vergleichzumaussenpolitischen
Reputationsschaden sehr über-
blickbar.» Der Ausstieg aus In-
terreg sei einnachhaltiger Scha-
den für das Verhältnis zwischen
der Schweiz undder EU.

BrückezwischenBaselund
Huninguegefährdet
Interreg-ProjektedienenalsAn-
schubfinanzierung. In der Re-
gionBasel wären ohne sie so er-
folgreiche Projekte wie derMu-
seums-Passoderdiezahlreichen
trinationalenAusbildungsgänge
nichtzustandegekommen.Auch
die Tramverlängerungen nach
Saint-Louis und Weil am Rhein

wären ohne Interreg-Gelder für
Planung und Studien nicht ver-
wirklicht worden. Wichtig sind
sie auch für das trinationale
Stadtentwicklungsprojekt Drei-
landmiteinerneuenBrückezwi-
schenBasel undHuningue.

Am Oberrhein beträgt der Bei-
trag des Bundes und der Nord-
westschweizer Kantone 16,4
Millionen Franken. Der Bund
trägtdavondieHälfte. LautMa-
nuelFriesecke,Geschäftsführer
der Regio Basiliensis, müssen

dieKantoneproProjektmindes-
tens 50 Prozent übernehmen,
damit Gelder vom Bund flies-
sen. Die Regio Basiliensis ver-
weist auf eineunabhängigeEva-
luation für die Umsetzungspe-
riode 2016–2023 und streicht
die Hebelwirkung heraus: «Je-
der vomBundeingesetzteFran-
ken löste ein Fünffaches an In-
vestitionen in den Regionen
aus.»

Sehr positiv zu Interreg äus-
sert sich auf Anfrage auch der
AargauerRegierungsratMarkus
Dieth, Vorsteher Departement
FinanzenundRessourcen, sowie
Präsident der Konferenz der
Kantonsregierungen. Die Inter-
reg-Programme seien «als Inst-
rument äusserst wirkungsvoll,
umdienachbarschaftlichenBe-
ziehungenzuvertiefen,wichtige
Innovationsprojekte anzustos-
senunddengemeinsamenWirt-
schafts-,Wissenschafts-undLe-
bensraumweiterzuentwickeln.»

Er verweist darauf, dass der
Aargau nicht nur im Oberrhein
Programmpartner sei, sondern
auch im Gebiet Alpenrhein-
Bodensee-Hochrhein. Weiter
schreibtDieth:«DieBeteiligung
des Bundes hat in den letzten
dreissig Jahren dazu beigetra-
gen, dass sich derWissens- und
Technologietransfer indenPro-
grammgebieten mit Schweizer
Beteiligung stark intensiviert
hat, sichdiePotenzialedesWirt-
schaftsraumserschlossenhaben
unddas internationaleNetzwerk
inverschiedenenFachbereichen
ausgebautwerden konnte.»

Auch fürdenBaslerRegierungs-
präsidenten Conradin Cramer
ist Interreg wichtig. Er kündigt
an, dass sich Basel-Stadt in den
nächsten Monaten eng mit den
anderen Nordwestschweizer
Kantonen abstimmen wolle,
«um zu verhindern, dass die
Einzahlungen in den NRP-
Fonds dauerhaft gestoppt wer-
den». Interreg sieht er auch als
«aussenpolitisches Instru-
ment».

ReduzierungderEinlagen
statt Streichungen
Die Regio Basiliensis plädiert
statt füreineStreichungderMit-
tel füreineReduzierungderEin-
lagen. Laut Dieth hätten die
Kantone dem Bund wiederholt
signalisiert, gemeinsam über
Sparmassnahmen zu sprechen.
Dazu,obesnochmöglichsei,die
Streichungenzuverhindern, sagt
er:«IchwagehierkeineProgno-
se.» Er befürchtet: «Bei einem
Verzicht aufweitere Einlagen in
den Fonds ist unsicher, ob sich
der Bund ander nächsten Inter-
reg-Förderperiode 2028 bis
2034 beteiligen kann.»

Das Staatssekretariat für
Wirtschaft (Seco) hält sich sehr
bedeckt, bestätigt aber, dass die
Interreg-Gelder laut der vorge-
sehenen Gesetzesänderung ab
2028 nichtmehr gesichert sind.

DerBundesratwill seineBot-
schaft zum Sparpaket im Sep-
tember2025zuhandendesPar-
laments verabschieden. Dieses
könnte dieBeratungdazu inder
Wintersession 2025 beginnen.
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EinNeubau imaltenGewand

Die Architekten Herzog & de Meuron haben den Kopfbau des Hotels Les Trois Rois am
Fischmarkt ausgehöhlt. Entstanden ist eine bunte und materialreiche Erlebniswelt, die in
der globalenHotellerie ihresgleichen sucht (imBild: die neueBar unddas neueRestaurant).
Die bz zeigt erste Eindrücke undwird dem (Neu-)Bau kommendeWoche eineExtra-Beilage
widmen. Bild: Juri Junkov

TonjaZürcher
tritt zurück
Grosser Rat Nein zum Rhein-
tunnel, Ja zu Klimaschutzmass-
nahmen und Gleichberechti-
gung: Basta-Grossrätin Tonja

Zürcher war in
den vergange-
nen Jahren in
fastallegrossen
Geschäfte in
der Basler Poli-
tik involviert.

Nun gibt ihre Partei bekannt,
dassZürchernach fastneun Jah-
ren imParlament ihrenRücktritt
auf den9. September 2025 gibt.

«Ich freue mich deshalb
darauf, wieder mehr Zeit und
Kraft für die ausserparlamenta-
rischePolitik zu haben.Denn es
ist klar, den Kapitalismus wer-
denwirnicht imParlamentüber-
winden», wird Zürcher in der
Mitteilung zitiert. Detailliert
wird auf die Rücktrittsgründe
nicht eingegangen. Tonja Zür-
cher trat im April 2016 in den
Grossen Rat ein. Seit damals ist
sie Mitglied in der Bau- und
Raumplanungskommission, seit
Februar 2025 zusätzlich in der
Geschäftsprüfungskommission.
Zwischenzeitlich war sie Präsi-
dentinderPetitionskommission.
Aktuell ist sieCo-Vize-Parteiprä-
sidentin der Basta. Franziska
Stier wird im September 2025
nachrücken. Sie ist Parteisekre-
tärinderBasta sowieMitinitian-
tin des feministischen Streiks
undFrauenstreiks Basel. (sil)

Neue Initiativewill
Wohnschutzregeln
wieder lockern

Mieten Genau drei Jahre nach
Inkrafttreten der strengen Bas-
ler Wohnschutzregeln lanciert
dieMitte eine neue Volksinitia-
tive,mit der diese Regeln abge-
schwächt werden sollen. Die
Verfassungs-Initiative mit dem
Namen «Ja zum vernünftigen
Wohnschutz – für alle!» wolle
die unbefriedigende Situation
im Basler Wohnschutz verbes-
sern, schreibt dieMitte in einer
Mitteilung.FürvieleEigentümer
lohnensich Investitionen inneu-
en Wohnraum, in den Werter-
halt oder in Sanierungenwegen
der strengenRegelnnichtmehr.
DieBalance imWohnungswesen
habe sich in Basel einseitig zu-
gunsten bestehender Mietver-
hältnisse und Wohnungen ver-
schoben,argumentiertdieMitte.

Die unformulierte Initiative
verlangt Anpassungen an der
Kantonsverfassung, damit In-
vestitionen wieder vermehrt
möglichsindundvorgenommen
werden. So soll etwaderPassus,
wonachderKanton fürgünstige
Rahmenbedingungeneiner leis-
tungsfähigen Wirtschaft sorgt,
explizit auch fürdenWohnungs-
bau gelten. Zudem – und das ist
eine wesentliche Forderung –
sollen sämtliche Gebäude mit
bloss wenigen Wohnungen von
denstrengenWohnschutzregeln
generell ausgenommenwerden.

Die Mitte Basel-Stadt hat
eine Wohnschutz-Korrekturini-
tiative bereits im vergangenen
Spätsommer–alsWahlkampfve-
hikel für die bevorstehenden
Grossratswahlen–angekündigt.
InderMitteilungvomMittwoch
konkretisiert die Partei nun ihre
Forderung.DieBaslerStimmbe-
völkerung hatte im November
2021dievon linkenParteien so-
wiedemMieterinnen-undMie-
terverband(MV) lancierte Initia-
tive «Ja zum echten Wohn-
schutz» gutgeheissen. Seit der
UmsetzungEndeMai2022müs-
sen Hauseigentümer, die im
KantoneinWohnhausumbauen
oder sanierenwollen,dafüreine
Bewilligungeinholen.Damit sol-
len zu hohe Mietzinsaufschläge
verhindertwerden.

«InitiativewillZustandvor
2022wiederherstellen»
MV-Geschäftsleiterin Patrizia
Bernasconi reagiert gelassen.
ZuerstmüssedieMittedie3000
nötigen Unterschriften sam-
meln. Bis auf eine Ausnahme
habederMVindenvergangenen
zehn Jahren alle Volksabstim-
mungen gewonnen. Inhaltlich
kritisiertBernasconidasBegeh-
ren: «Dieses will den alten Zu-
stand vor 2022 wiederherstel-
len.» Wesentliche Korrekturen
seien nicht nötig: «Es braucht
griffigeRegeln,umMieterinnen
und Mieter vor Massenkündi-
gungenundhohenMietzinsauf-
schlägen zu schützen.»

FürseltsamhältderMVauch
den Zeitpunkt der Lancierung:
Regierungspräsident Conradin
Cramer will noch vor den Som-
merferien Vorschläge zur Ver-
besserung des Wohnschutzes
präsentieren.Zudemwurden im
Grossen Rat mehrere Vorstösse
überwiesen, die Lockerungen
fordern.MitdenBürgerlichensei
mansichabereinig,dassdieVer-
fahrenvereinfachtwerdenmüss-
ten, betont Bernasconi. (haj)


